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Aufgabenüberlegungen zum veränderten Abitur Gemeinschaftskunde
Neuerung: Thema als Leitmotiv

Thema: Soll der Staat durch Steuern steuern? Zur Rolle des Staats in 
der Marktwirtschaft

Neuerung: Vorangestellter Text zur Kontextualisierung
Information und Einführung: Im Jahr 2012 haben Bund und Länder in der Bundesrepublik Deutschland so viel Geld durch Steuern eingenommen wie noch nie zuvor, insgesamt fast 552 Milliarden Euro. 

Dabei unterscheidet man direkte Steuern, die der Steuerschuldner selbst entrichtet (z.B. die Einkommenssteuer), und indirekte Steuern, die ein Dritter an die Finanzverwaltung abführt (z. B. ein Geschäft die Mehrwertssteuer, wenn der Kunde für ein Produkt bezahlt).

Den größten Anteil am Steueraufkommen machen in Deutschland die Einkommenssteuern aus, gefolgt von Umsatzsteuern, Energiesteuern, Gewerbesteuer, Tabaksteuer und Versicherungssteuern. 

Immer wieder wird diskutiert, inwieweit durch eine Besteuerung Einfluss auf das Verhalten von Bürgern und auf gesellschaftliche Probleme genommen werden kann.

Im Folgenden soll es um den Zusammenhang zwischen Steuern und der Einkommens- und Vermögensverteilung in der deutschen Bevölkerung gehen. 
Aufgaben: 

Aufgabe 1
a) Charakterisieren Sie anhand von M 2 die Entwicklung der 
Einkommensverteilung in Deutschland. 
8 VP

b) Beschreiben Sie gesellschaftliche Folgeprobleme, die sich 
aus der ungleichen Verteilung von Einkommen in Markt-
wirtschaften ergeben können. 
10 VP

Aufgabe 2: 

a) Stellen Sie mit Hilfe von M 3 das derzeit in Deutschland geltende 
System der Einkommensbesteuerung dar. 
10 VP

b) Immer wieder flammt die Diskussion darüber auf, ob das 
deutsche Steuersystem verändert werden sollte, um Einkommen 
und Vermögen anders zu verteilen. Vergleichen Sie die in M 4 
dargestellten Positionen der Parteien zu dieser Frage. 

12 VP
Aufgabe 3: 

Neuerung: Wiederaufnahme der Leitfrage
Neuerung: Aufgabe aus dem Anforderungsbereich 3 mit 
einer dem Niveau und dem Zeitaufwand zur Bearbeitung 
angemessenen Bepunktung
Soll der Staat durch Steuern steuern?

Erörtern Sie, ob sich über steuerpolitische Maßnahmen 
gesellschaftliche Probleme lösen lassen. 
20 VP
oder
Neuerung: Operator „Gestalten“ in einer Wahlaufgabe
Zwei Wirtschaftsredakteure von renommierten Tageszeitungen 
sind unterschiedlicher Meinung und führen ein Streitgespräch 
zu der Frage: Soll der Staat durch Steuern steuern? 
Gestalten Sie dieses Streitgespräch. 
20 VP
Materialien:
M 1: Grundgesetz

M 2: Schichtung der Bevölkerung nach relativen Einkommenspositionen, monatliches Haushaltsnettoeinkommen, äquivalenzgewichtet in Prozent des Mittelwerts 
(Datenreport 2011, Datenbasis: SOEP 2009, https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Datenreport/Datenreport.html)

	
	1997

	2001
	2005
	2009

	                                                                                                      in Prozent

	Höherer Wohlstand (>200%)


	3,5
	3,7
	4,3
	4,7

	Relativer Wohlstand (150-200%)


	7,6
	8,0
	7,3
	7,9

	Gehobene Einkommenslage (125-150%)
	9,4
	9,7
	9,6
	10.0

	Mittlere bis gehobene Einkommenslage (100-125%)
	20,4
	18,0
	18,1
	17,3

	Untere bis mittlere Einkommenslage (75-100%)
	28,2
	29,1
	26,0
	25,3

	Prekärer Wohlstand (50-75%)


	23,5
	23,2
	24,8
	24,4

	Relative Armut (0-50%)


	7,5
	8,4
	10,0
	10,4


Lesehilfe: Das Äquivalenzeinkommen dient der besseren Vergleichbarkeit von Einkommen in Haushalten und Lebensformen unterschiedlicher Größe. Das Einkommen kann die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht direkt ausdrücken, da in größeren Haushalten Einspareffekte auftreten, z. B. durch die gemeinsame Nutzung von Wohnraum oder von Haushaltsgeräten. Das Äquivalenzeinkommen trägt diesen Skaleneffekten Rechnung, indem es die einzelnen Mitglieder des Haushalts oder der Lebensformen gewichtet.
Neuerung: Vorgegebenes „Wissen“/Infografik
M3: Das System der Einkommensbesteuerung in Deutschland
(Jens Berger, http://www.nachdenkseiten.de/upload/bilder/110628_einkommensteuertarife.jpg)

Die Graphik ist unter der oben angegebenen Internet-Adresse abrufbar.

Tarife von 2012, ab 2013 bis 8130 Euro 0 Prozent

Die gezeigten Tarife gelten für einen alleinstehenden Steuerzahler ohne Kinder.
Lesehilfe: Der Grenzsteuersatz bezeichnet den Steuersatz, mit dem die jeweils nächste Einheit der Steuerbemessungsgrundlage belastet wird. Er gibt an, welcher Anteil eines zusätzlich zu versteuernden Euros als Steuer abgeführt werden muss. Beispielsweise müsste ein Steuerzahler im Jahr 2012 bei einem Einkommen von 8005 Euro 14 Cent Steuern zahlen. 

Neuerung: Mehrere Kurztexte im Vergleich
M4: Auf den Internet-Seiten der Landezentrale für politische Bildung Baden-Württemberg wurden die zentralen Punkte der Wahlprogramme und -aussagen der Parteien zur Bundestagswahl 2013 zusammengefasst. Im Folgenden sehen Sie die Abschnitte zum Thema „Steuern und Finanzen“. 

(http://www.bundestagswahl-bw.de/wahlprogramme1.html, Stand: 29.06.13)
CDU:

Die Union stellt fest, dass geordnete Finanzen der Schlüssel zu nachhaltigem Wachstum und dauerhaftem Wohlstand seien. Deshalb will sie die Neuverschuldung konsequent verringern. Ab 2015 soll der Bundeshaushalt ohne neue Schulden auskommen. Nach dem Finanzplan des Bundeskabinetts sollen ab 2016 Schulden abgebaut werden. Trotz der Sparpläne betonen CDU und CSU, weiterhin in Bildung und Forschung investieren zu wollen. 
Außerdem kündigt die Union an, „die Mitte unserer Gesellschaft“ steuerlich entlasten zu wollen. Dabei verweist sie auf ihren Plan, in der kommenden Legislaturperiode die sogenannte „kalte Progression“ abzumildern. Das bedeutet, sie will „die Steuertarife an die Inflation anpassen, damit Gehaltssteigerungen, die lediglich Preisentwicklungen nachzeichnen, nicht zu einer höheren Steuerbelastung führen“.  Davon würden vor allem Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen profitieren.
Eine Wiedereinführung der Vermögensteuer und eine Erhöhung der Erbschaftsteuer lehnt die Union ab, da höhere Steuern der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft schaden und Arbeitsplätze vernichten würden. 

SPD:
Die SPD will die Finanzmärkte umfassend regulieren. Die Folgen unverantwortlicher Spekulationen auf den Finanzmärkten hätten „zu einer dramatisch gestiegenen Staatsverschuldung in Europa geführt“. Die SPD setzt deshalb auf die Finanztransaktionssteuer, strengere Eigenkapitalvorschriften für Banken sowie eine klare Trennung von Investment- und Geschäftsbanken. Die Institute sollen europaweit aus eigenen Mitteln einen Rettungsschirm aufbauen, damit der Staat bei Schieflagen nicht haften muss. Zudem soll es ein Verbot von Nahrungsmittel- und Rohstoffspekulationen geben. 

Im Weiteren macht die SPD deutlich, dass sie Steuererhöhungen plant. Die daraus folgenden Mehreinnahmen sollen dann ausschließlich für eine geringere Neuverschuldung sowie für Investitionen in Bildung und Infrastruktur verwendet werden. So plant die SPD die Vermögenssteuer „auf einem angemessenen Niveau“ wieder einzuführen, um den Ländern die notwendige Erhöhung der Bildungsinvestitionen zu ermöglichen. Dabei soll allerdings „der besonderen Situation des deutschen Mittelstandes, von Personengesellschaften und Familienunternehmen“, Rechnung getragen werden. Bei Privatpersonen sollen hohe Freibeträge sicherstellen, dass ein normales Einfamilienhaus nicht von der Vermögenssteuer betroffen sein wird. Außerdem soll bei der Einkommenssteuer der Spitzensteuersatz erhöht werden. Bei einem Einkommen ab 100.000 Euro, für Eheleute ab 200.000 Euro, sollen nach dem Willen der SPD statt 42 Prozent 49 Prozent Steuern gezahlt werden. Auch Kapitaleinkünfte sollen zukünftig stärker mit 32 Prozent (bisher 25 Prozent) besteuert werden. 

Besondere steuerliche Privilegien „für einzelne Interessengruppen, etwa Hoteliers und reiche Erben“, die CDU/CSU und FDP in den vergangenen Jahren geschaffen hätten, wollen die Sozialdemokraten wieder rückgängig machen. Steuerbetrug soll stärker bekämpft werden. 

FDP:

Die Liberalen fordern eine „Steuerbremse“. Sie wollen im Grundgesetz festschreiben, dass nicht mehr als die Hälfte des Einkommens über Ertragssteuern an den Staat abgeführt werden muss. Steuererhöhungen lehnen die Liberale grundsätzlich ab, sowohl für die Bürger als auch für Unternehmen. Einem verschärftes Erbschaftssteuerrecht sowie einer Vermögensabgabe und einer Vermögenssteuer steht die FDP sehr kritisch gegenüber. Sie fürchtet, solche Maßnahmen würden gerade für kleine und mittelständische Unternehmen eine untragbare Belastung bedeuten, zu einem massiven Abfluss von Kapital und Vermögen aus Deutschland führen und viele Arbeitsplätze vernichten. Deshalb sollen die staatlichen Einnahmen grundsätzlich auf die Ertragsbesteuerung gestützt werden und nicht auf Substanzbesteuerung. 
Trotz dieser Vorhaben will die FDP die Haushaltskonsolidierung vorantreiben und ab 2015 ohne neue Schulden auskommen. Um das zu erreichen, sollen Subventionen abgebaut werden und in der Öffentlichen Verwaltung gespart werden. Ab 2016 sollen wachstumsbedingte Mehreinnahmen nur noch zum Abbau der Staatsverschuldung und für Zukunftsinvestitionen in Bildung und Infrastruktur eingesetzt werden. 

Der Spitzenkandidat der FDP, Rainer Brüderle, erklärte außerdem, dass seine Partei den Solidaritätszuschlag rasch verringern und möglichst bald komplett abschaffen will. 2019 soll die Abgabe abgeschafft werden. Der Soli wurde 1991 eingeführt. Derzeit macht er einen Zuschlag von 5,5 Prozent auf Einkommens- und Körperschaftsteuer aus. 

Bündnis 90/Die Grünen:

Die Grünen wollen über die Steuern eine größere soziale Gerechtigkeit herstellen. So wollen sie den Grundfreibetrag für alle auf mindestens 8.700 Euro erhöhen, derzeit liegt er bei 8.130 Euro. „Gutverdiener“ sollen dagegen „etwas mehr zur Finanzierung öffentlicher Leistungen beitragen.“ So soll der Spitzensteuersatz auf 45 Prozent bei 60.000 Euro zu versteuerndem Einkommen linear verlängert werden, um dann bei 80.000 Euro bei 49 Prozent zu liegen. Wer weniger als 60.000 Euro im Jahr verdient, soll entlastet werden, insgesamt sollen dabei etwa drei Milliarden Euro an Mehreinnahmen bleiben. Das Aufkommen aus der Erbschaftssteuer wollen die Grünen verdoppeln. Die Abgeltungssteuer soll wegfallen, dafür sollen Kapitalerträge mit dem individuellen Steuersatz belastet werden statt pauschal mit 25 Prozent.
Außerdem planen die Grünen eine Vermögensabgabe von 1,5 Prozent auf Nettovermögen von mehr als einer Million Euro. Dadurch soll der Staat über mehrere Jahre etwa 100 Milliarden Euro einnehmen. Die Abgabe soll auf zehn Jahre befristet sein und danach einer Vermögenssteuer weichen. Mit diesen Einnahmen sollen ausschließlich Schulden des Bundes abgebaut werden. 

Für Betriebsvermögen soll die Abgabe auf maximal 35 Prozent des Gewinns begrenzt werden. Zudem wollen die Grünen „umweltschädliche Subventionen“ abbauen, beispielsweise Ausnahmen bei der Ökosteuer. Und sie planen eine Reform der Luftverkehrsteuer und der Besteuerung von Diesel und Heizstoffen sowie eine ökologische Dienstwagenbesteuerung.
Steuerhinterziehung solle zukünftig erschwert werden, indem die Steuerfahndung ausgebaut werde und eine Bundessteuerverwaltung entstehe, da das Nebeneinander der Ländersteuerverwaltungen eine effektive Steuererhebung verhindere. 

Die Linke:

Die Linke fordert eine stärkere Vermögensumverteilung durch den Staat. Demnach sollen „Reiche und Unternehmen an der Finanzierung des Gemeinwesens gerecht beteiligt“ werden. Die Linke fordert eine Vermögensteuer für Millionäre in Höhe von 5 Prozent. Dabei bezieht Die Linke sowohl Geld- als auch Immobilienvermögen mit ein. Die erste Million des Privatvermögens soll allerdings steuerfrei bleiben. 

Die Einkommenssteuer will die Linke reformieren. Der Grundfreibetrag soll auf 9.300 Euro erhöht werden und monatliche Bruttolöhne bis 6.000 Euro sollen entlastet werden, indem der Tarifverlauf der Einkommenssteuer geglättet wird. Für Einkommen ab 65.000 Euro pro Jahr soll der Steuersatz auf 53 Prozent erhöht werden. Jeder Euro, der – nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge – über einer Million Euro Einkommen liegt, soll mit 75 Prozent besteuert werden.
Auch die Erbschaftssteuer will Die Linke reformieren, um so die Staatseinnahmen zu erhöhen. Dabei soll ein Freibetrag in Höhe von 150.000 Euro gelten. Für Erbinnen und Erben, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, Kinder, Ehegatten oder für eine vom Vererbenden benannte Person verdoppelt sich der Freibetrag auf 300.000 Euro. Kleine und mittlere Immobilien und selbst genutztes Wohneigentum sollen von der Reform ganz unberührt bleiben. 

Mit einer Finanztransaktionssteuer, einer Steuer auf Finanzgeschäfte, sollen die Spekulationen auf den Finanzmärkten eingedämmt werden und die Verursacher der Krise an deren Kosten beteiligt werden. Bei jeder Finanztransaktion soll ein Steuersatz von 0,1 Prozent fällig werden. Durch die Steuererhöhungen will die Linkspartei ihre Sozialpolitik finanzieren. 

Lösungshinweise:
Neuerung: Was müssen die Prüflinge können?
Aufgabe 1 a 

Charakterisieren Sie anhand von M 2 die Entwicklung der Einkommensverteilung in Deutschland. (8 VP)
Die Aufgabe verlangt von den Prüflingen, dass sie die wesentlichen Aussagen zur Entwicklung der Einkommensverteilung in Deutschland, die sich aus der Tabelle ableiten lassen, aufzeigen. Die formalen Regeln der Materialarbeit sind einzuhalten.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Einkommensverteilung in Deutschland breiter wird. Trotz erfolgter Umverteilung durch den Staat (es handelt sich in der Tabelle um Nettoeinkommen) wächst der Anteil überdurchschnittlich wohlhabender als auch der Anteil armer Bevölkerungsschichten, während der Anteil mittlerer Einkommen etwas sinkt.

In der Tabelle, herausgegeben vom Statistischen Bundesamt im Datenreport 2011 mit Daten des SOEP von 2009, wird die Bevölkerung in sieben verschiedene Einkommensgruppen (abhängig vom äquivalenzgewichteten monatlichen Haushaltsnettoeinkommen) eingeteilt. Der prozentuale Anteil jeder Einkommensgruppe an allen Haushalten wird in Vierjahresabständen (von 1997 bis 2009) dargestellt. 

Auffällig ist, dass die oberste Einkommensgruppe (höherer Wohlstand mit über 200% des Mittelwerts) prozentual gesehen jeweils anwächst (von 3,5% 1997 auf 4,7% 2009). Sie bleibt aber durchgehend die kleinste Gruppe im Jahresvergleich mit den anderen Gruppen. 

Auch die Gruppe mit relativem Wohlstand (150 bis 200% des Mittelwerts) und die gehobene Einkommenslage (125 bis 150%) wachsen mit leichten Schwankungen von 1997 bis 2009.

Anders sieht es mit den mittleren Einkommenslagen (mittlere bis gehobene von 100 bis 125% und untere bis mittlere Lage von 75 bis 100%) aus. Diese Gruppen nehmen nach leichten Schwankungen von 1997 bis 2009 jeweils um etwa 3 Prozentpunkte ab. Trotzdem bleibt die untere bis mittlere Einkommenslage durchgehend die größte Gruppe mit einem Anteil zwischen 25,3 und 29,1 Prozent an allen Haushalten.

Während die Gruppe mit prekärem Wohlstand (50 bis 75% des Mittelwerts) insgesamt gesehen nur leicht anwächst, steigt die Gruppe, die in relativer Armut (0 bis 50%) lebt, kontinuierlich und deutlich von 7,5 auf 10,4 Prozent aller Haushalte. Sie steigt damit im Größenvergleich bei den einzelnen Jahren vom 6. Platz (1997) auf den 4. Platz (2009).  

Aufgabe 1 b

Beschreiben Sie gesellschaftliche Folgeprobleme, die sich aus der ungleichen Verteilung von Einkommen in Marktwirtschaften ergeben können. (10 VP)
Die Aufgabe verlangt von den Prüflingen die zusammenhängende und schlüssige Beschreibung von verschiedenen möglichen Folgeproblemen (z.B. sozialer Unfrieden, Politikverdrossenheit, Bildungsungerechtigkeit, mangelnde Gesundheitsvorsorge). Kriterien für die Beurteilung sind Umfang und Differenziertheit der Kenntnisse.

Beim Aspekt der Bildungsungerechtigkeit kann beispielsweise aufgezeigt werden, dass Familien mit geringem Einkommen ihre Kinder weniger fördern können mit Zusatzangeboten wie Nachhilfeunterricht, Sprachreisen, Musikstunden oder sportlichen Aktivitäten. Auch teure Privatschulen mit einem großen Unterstützungsangebot bleiben ihnen versagt. Diese ausbleibende Förderung kann dazu führen, dass bei gleicher Leistungsfähigkeit Kinder aus sozial schwachen Familien weniger Aussichten auf einen gymnasialen Abschluss haben als Kinder aus wohlhabenden Familien. 
Eventuell hindert die Aussicht darauf, erhaltenes Geld (wie Studienkredite) nach dem Studium zurückzahlen zu müssen, Abiturienten aus einkommensschwachen Familien daran, überhaupt ein Studium aufzunehmen. Da aber geringere Bildungsabschlüsse häufig mit einem geringeren Einkommen im Berufsleben einhergehen, können so die Einkommensunterschiede zementiert werden. 
Aufgabe 2 a

Stellen Sie mit Hilfe von M 3 das derzeit in Deutschland geltende System der Einkommensbesteuerung dar. (10 VP)
Die Aufgabe verlangt von den Prüflingen, dass sie aus der vorgegebenen Grafik die wesentlichen Informationen herausarbeiten und damit das System der Einkommensbesteuerung in Deutschland verdeutlichen können.
Es muss klar werden, dass es in Deutschland eine progressive Einkommensbesteuerung gibt, das heißt, dass grundsätzlich bei einem höheren Einkommen auch ein prozentual höherer Steuersatz anfällt. Dabei sollte der Zusammenhang aufgezeigt werden, dass in der sozialen Marktwirtschaft zum einen das Existenzminimum jedes Bürgers gesichert werden soll (Freibetrag), zum anderen aber auch Besserverdienende stärker steuerlich herangezogen werden (Spitzensteuersatz von 45 Prozent), sodass durch die Einkommensbesteuerung deutlich umverteilt wird.

In der Grafik sind die unterschiedlichen Einkommenstarife (Stand 2012) in Deutschland abgebildet.

Das Steuersystem ist so gestaltet, dass alle Bürger einen Grundfreibetrag haben, für den keine Steuer zu entrichten ist, womit Geringverdiener von der Einkommenssteuer ausgenommen sind (bei einem Jahreseinkommen bis 8004 Euro waren 2012 keine Einkommenssteuern zu bezahlen). Während die Progressionskurve von 8005 bis 13469 Euro relativ steil ansteigt (von 14 auf 24 Prozent), steigt sie danach bis zu 52881 Euro flacher an (von 24 auf 42 Prozent). Danach gibt es zwei Stufen (bis 250730 Euro 42 Prozent, darüber liegende Einkommensanteile werden mit 45 Prozent versteuert).

Aufgabe 2 b

Immer wieder flammt die Diskussion darüber auf, ob das deutsche Steuersystem verändert werden sollte, um Einkommen und Vermögen anders zu verteilen. Vergleichen Sie die in M 4 dargestellten Positionen der Parteien zu dieser Frage. (12 VP)

Ein Vergleich erfordert von den Prüflingen die gewichtende Darstellung von Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen den Vorschlägen der Parteien und die Formulierung eines Ergebnisses. Vergleichskriterien können z. B. das gewünschte Maß der steuerpolitischen Steuerung durch den Staat sein oder die Art der Steuern, die eingeführt, abgeschafft, erhöht oder gesenkt werden sollen. 
Während die FDP als wirtschaftsliberale Kraft möglichst wenig steuerpolitische Eingriffe des Staates will; geht es der CDU um die staatliche Förderung des Mittelstands und die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit. Die SPD will staatliche Eingriffe für den Abbau von Steuerprivilegien und insgesamt eine Erhöhung des Steueraufkommens, um unter anderem in Bildung investieren zu können; die Grünen wollen ebenfalls mehr Steuergerechtigkeit und außerdem eine Steuerpolitik, die auf ökologische Nachhaltigkeit setzt (Erhöhung von Umweltsteuern); die Linke fordert die stärksten staatlichen Eingriffe und deutlich mehr Umverteilung.

Die Betrachtung der einzelnen Steuerarten ergibt folgendes Bild: Bei der Einkommenssteuer will die FDP keine Erhöhungen, sondern fordert sogar die Abschaffung des Solidaritätszuschlags (vgl. Z. 55f.). Die CDU will vor allem die mittleren Einkommensgruppen weniger belasten (vgl. Z. 7ff.), während Grüne und Linke den Grundfreibetrag erhöhen wollen (allerdings unterschiedlich stark, vgl. Z. 61f. bzw. Z. 88f.). 

Den Spitzensteuersatz erhöhen möchten die SPD (vgl. Z. 31ff.), die Grünen  (vgl. Z. 63ff.) und die Linke, die Linke mit 75 Prozent besonders stark (vgl. Z. 90ff.). 

Für eine Vermögenssteuer sprechen sich die Linke (vgl. Z. 85ff.), die Grünen (vgl. Z. 70ff.) und die SPD (in abgemilderter Form, vgl. Z. 26ff.) aus, CDU und FDP sind gegen eine Vermögenssteuer (vgl. Z.13ff. und Z. 44ff.).
Die Erbschaftssteuer erhöhen wollen die Grünen und die Linke (vgl. Z. 67f. und Z. 93ff.), die CDU und die FDP sprechen sich gegen Erhöhungen in diesem Bereich aus (vgl. Z.13ff. und Z. 44ff.).
Aufgabe 3

Erörtern Sie, ob sich über steuerpolitische Maßnahmen gesellschaftliche Probleme lösen lassen. (20 VP)


oder

Zwei Wirtschaftsredakteure von renommierten Tageszeitungen sind unterschiedlicher Meinung und führen ein Streitgespräch zu der Frage: Soll der Staat durch Steuern steuern? Gestalten Sie dieses Streitgespräch. (20 VP)

Alternative 1 (Erörterung) erfordert von den Prüflingen, dass sie von gesellschaftlichen Problemen ausgehen und dann jeweils untersuchen, ob steuerpolitische Eingriffe hier erfolgversprechend wären oder nicht. Kriterien für die Beurteilung sind sachliche Richtigkeit, die Schlüssigkeit des Argumentationsaufbaus, die Arbeit mit Belegen und Beispielen, der Grad der Differenziertheit der Abwägung und die Überzeugungskraft der Begründung des abschließenden Urteils. 

Die Alternative 2 (Streitgespräch) verlangt von den Prüflingen, dass sie im Streitgespräch die beiden unterschiedlichen Perspektiven durchgehend deutlich machen, die Gesprächspartner aber dabei aufeinander eingehen lassen. Für die Beurteilung wesentlich sind der Grad an Sachkenntnis, die Überzeugungskraft der vorgebrachten Argumente, die gezeigte Gesprächsfähigkeit und das Ausdrucksvermögen der Prüflinge.

In beiden Aufgaben-Alternativen müssen Chancen und Risiken von steuerpolitischen Eingriffen aufgezeigt werden. Es muss deutlich werden, wer von Eingriffen jeweils betroffen wäre und inwieweit der Staat überhaupt Steuerungsmöglichkeiten hat und wo er an seine Grenzen stößt. 
Für eine aktive Steuerpolitik spricht z. B. das Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes, das fordert, dass der Staat eine starke Ungleichverteilung korrigiert. Wenn man davon ausgeht, dass höhere Steuern höhere Staatseinnahmen generieren, kann man folgern, dass der Staat durch Steuererhöhungen mehr Möglichkeiten hätte, z. B. Maßnahmen für mehr Bildungsgerechtigkeit oder mehr kulturelle Teilhabe zu fördern. Wenn es geringere Einkommens- und Vermögensunterschiede gibt, haben sozial schwächere Schichten auch weniger Grund, sich zurückgesetzt zu fühlen und politikverdrossen zu sein bzw. aufzubegehren.

Auf der anderen Seite lässt sich z. B. anführen, dass Leistungsträger in der Gesellschaft eventuell weniger motiviert wären, wenn ihre Leistung nicht durch ein größeres Einkommen belohnt, sondern dieses durch Steuern „aufgefressen“ würde. Teilweise wird auch die Ansicht vertreten, dass sich Steuersenkungen eher wohlstandsfördernd für alle auswirken, weil dadurch z. B. mehr Kaufkraft vorhanden ist, die dann wieder Arbeitsplätze schafft etc. Schließlich wird auch die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands in Frage gestellt – wenn z. B. Untenehmen ins Ausland abwandern, weil es dort günstigere Steuerbestimmungen gibt, führt das hierzulande eventuell zu mehr Arbeitslosigkeit und daraus folgen neue gesellschaftliche Probleme.

Unterrichtliche Voraussetzungen
Im Unterricht wurden folgende Kompetenzen gefördert:
I. Methodenkompetenz:

Lese- und Analysekompetenz von unterschiedlichen Materialien (Texte, Tabellen, Schaubilder)

Gestaltung unterschiedlicher Kommunikationsformen, hier: Streitgespräch
II. Sachkompetenz:

Kenntnisse verschiedener gesellschaftlicher Folgeprobleme, die sich in Marktwirtschaften ergeben können

Kenntnisse verschiedener Grundpositionen zur Rolle des Staates in der Marktwirtschaft

Kenntnisse verschiedener Instrumente der Wirtschaftspolitik
III. Urteilskompetenz:

Fähigkeit, die Rolle des Staates in der Marktwirtschaft aus den Sichtweisen unterschiedlicher Beteiligter und unter Einbeziehung divergenter Perspektiven zu betrachten und zu bewerten 

Fähigkeit, Zusammenhänge zwischen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Sachverhalten sowie politischen Entscheidungen in ihrer Komplexität und in ihren Vernetzungen zu erschließen und wertend einzuschätzen 
IV. Handlungskompetenz:

Fähigkeit, Sachverhalte, Interessen und Überzeugungen angemessen zu vertreten, hier durch Gestaltung eines Streitgesprächs
Bezug des Aufgabenvorschlags zu Kompetenzen aus dem Bildungsplan 2004 und zu den Lesehilfen aus der ZPG-Fortbildung („Bündelungsansatz“)
	Bildungsplan 2004


	Lesehilfe/Strukturierung

	Die Schülerinnen und Schüler können
· ökologische und gesellschaftliche Folgeprobleme erläutern

· zu Grundpositionen in der Debatte über die Rolle des Staates in der Marktwirtschaft Stellung nehmen

· Leistung und Reichweite der Instrumente der Wirtschaftspolitik darstellen und bewerten

· Zielvorgaben und Zielerfüllung in der Geld- und Fiskalpolitik darstellen

	Welche ökologischen und gesellschaftlichen Folgeprobleme können erläutert werden?

Soll (in welcher Weise soll) der Staat in die Marktwirtschaft eingreifen?

Wie soll der Staat reagieren? 

Wann gerät der Staat an seine Grenzen?
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